





Vom Traum in die Realität
Carlo Koos
Die Rebellengruppe South Sudan Liberation Movement/Army (SSLM/A) meldete nach 
schweren Kämpfen mit der südsudanesischen Armee am 29. Oktober 2011 die Erobe-
rung der Stadt Mayom im Bundesstaat Unity (Sudan Tribune 29.10.2011).
Analyse
Seit dem Friedensabkommen von 2005 (Comprehensive Peace Agreement, CPA) steht 
im Südsudan der Aufbau einer Staatsverwaltung auf der Tagesordnung. Die Regierung 
Salva Kiir hat den politischen Apparat seither zwar aufgebläht, die administrativen Ka-
pazitäten reichen jedoch bei Weitem noch nicht aus, um elementare staatliche Kernauf-
gaben erfüllen zu können. 
  Die Sicherheitslage innerhalb des Südsudan ist aufgrund ethnischer Konflikte 
und marodierender Rebellen- und Banditengruppen sehr instabil. Der ungeklärte 
Grenzverlauf zum Nordsudan in den Regionen Abyei, Südkordofan und Blue Nile 
war wiederholt Anlass blutiger Konflikte und Flüchtlingsbewegungen.
  Das Straßennetz ist erst im Aufbau und in der Fläche unterentwickelt. Zudem sind 
während der Regenzeit viele Gebiete unzugänglich. Große Teile der Bevölkerung 
haben deshalb weder Zugang zu medizinischer Versorgung noch zu Grundnah-
rungsmitteln.
  Gesundheits- und Bildungssystem existieren allenfalls rudimentär. Seit Jahrzehnten 
leisten internationale Nichtregierungsorganisationen hier Aufbauhilfe – mit der 
Folge, dass sich der Staat zurückhält, anstatt Eigenverantwortung zu übernehmen.
  Zwar ist man sich der Unterentwicklung der Landwirtschaft bewusst, die Maßnah-
men zu deren Förderung sind jedoch völlig unzureichend. Die Nahrungsmittel-
knappheit wird ausschließlich von internationalen Hilfsorganisationen abgefedert.
  Der Staatshaushalt ist zu 98 Prozent von Erdöleinnahmen abhängig und damit äu-
ßerst anfällig für Ölpreisschwankungen. Die Verwendung der Erlöse erfolgt weder 
effizient noch transparent, Korruption ist endemisch.
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Hohe Erwartungen, wenig Verantwortung?
Nach Jahrzehnten des Bürgerkriegs ist der Her-
zenswunsch der meisten Südsudanesen in Erfül-
lung gegangen: Der Südsudan ist seit dem 9. Juli 
2011 unter dem Namen Republik Südsudan (Repu-
blic of South Sudan) unabhängig.1 
Die Erwartungen der Bevölkerung an den noch 
aufzubauenden Staat sind enorm hoch; die Unabhän-
gigkeit wird mit einer steilen wirtschaftlichen Ent-
wicklung assoziiert. Verbreitet ist die Vorstellung, 
mit den Erdöleinnahmen könne rasch ein funktionie-
render Staat geschaffen werden, der das Straßennetz 
aufbaut, ein Gesundheits- und Bildungssystem be-
reitstellt, für genügend Nahrung sorgt, Sicherheit ge-
währleistet und zusätzlich Jobs schafft. Das Wissen 
um die Erdöleinnahmen beflügelt die Hoffnungen 
der Südsudanesen – obwohl die wenigsten Bürger 
bislang von verbesserten öffentlichen Gütern und 
Dienstleistungen profitieren konnten.
Die Verantwortung für den Aufbau des Staates 
liegt inoffiziell schon seit dem Friedensabkommen 
vom 6. Januar 2005 (Comprehensive Peace Agree-
ment, CPA), offiziell seit der Unabhängigkeit bei 
der Regierung Salva Kiir, die das südsudanesische 
Volk repräsentiert. Daher kann der langjährige Wi-
dersacher, die nordsudanesische Regierung, nicht 
mehr für alle Unzulänglichkeiten verantwortlich 
gemacht werden. Allerdings ist das Bewusstsein, 
jetzt selbst die Verantwortung für den Aufbau und 
die gesellschaftliche Entwicklung zu tragen, weder 
bei der politischen Elite noch bei der Bevölkerung 
des Südsudan besonders stark ausgeprägt.
Die Diskrepanz zwischen fehlendem Verantwor-
tungsbewusstsein und hohen Erwartungen ist nicht 
nur auf die jahrzehntelangen Kriegserfahrungen zu-
rückzuführen, sondern auch auf die langjährige Ab-
hängigkeit von ausländischer Hilfe und die Über-
präsenz internationaler Nichtregierungsorganisatio-
nen (NRO). Dieser Widerspruch birgt die Gefahr der 
Verschärfung interner Spannungen, wenn die ho-
hen Erwartungen nicht erfüllt werden. Allein die 
Erdöleinnahmen werden nicht reichen, um den er-
träumten Staat zu schaffen, dessen Aufbau realisti-
scherweise Jahrzehnte dauern wird und nur bei ei-
ner breiten Teilhabe der Bevölkerung gelingen kann. 
1 Die Regierung des Südsudan (Government of South Sudan, 
GoSS; siehe <www.goss.org>) stellt die nationale Bundesre-
gierung des Landes dar, die gegenüber der gesetzgebenden 
Versammlung (legislative assembly), institutionell vergleichbar 
mit dem Deutschen Bundestag, verantwortlich ist. Das Staats-
gebiet ist in zehn Bundesstaaten mit jeweils eigenständiger 
Landesregierung aufgeteilt. 
Viel Politik, wenig Staat
Seit 2005 hat sich die südsudanesische Hauptstadt 
Juba zu einem hektischen Fleckchen Erde entwi-
ckelt. Nach der Unterzeichnung des CPA und dem 
Abzug der nordsudanesischen Truppen hat ein 
Großteil der im Südsudan operierenden internati-
onalen Hilfsorganisationen ihre Koordinationsbü-
ros von Lokichoggio in Kenia nach Juba verlegt. 
Mittlerweile operieren in Juba etwa 200 Organisa-
tionen und mehrere Tausend internationale Fach-
kräfte (expatriates). 
Zeitgleich wurden Ministerien für die semiau-
tonome Regierung des Südsudan geschaffen. Tau-
sende Buschkämpfer der ehemaligen Rebellenor-
ganisation Sudan People’s Liberation Movement/
Army (SPLM/A) wurden zu Beamten. Es galt, den 
Kriegsveteranen lukrative Posten in Regierung 
und Armee zu verschaffen. Die Qualifikationen der 
neuen Beamten entsprachen dabei selten den An-
forderungen der Posten. 
Die Beamten der neuen Ministerien und die aus-
ländischen Mitarbeiter der internationalen Organi-
sationen benötigten Büros, Wohnhäuser und lokale 
Mitarbeiter, die es auch zu versorgen galt. Die Stadt 
wuchs und die Bewohner verdienten entweder mit 
der Bereitstellung der benötigten Güter und Dienst-
leistungen hervorragendes Geld – oder wurden an 
den Stadtrand verdrängt. Viele der internationalen 
Organisationen organisierten während des Bürger-
kriegs das, was normalerweise zu den Kernaufga-
ben eines Staates gehört: grundlegende Gesund-
heits- und Wasserversorgung, Katastrophenhilfe 
und Bildung. Dies ist bis heute so geblieben. Vor-
geblich wurde seit 2005 an der Institutionalisierung 
einer südsudanesischen Regierung gearbeitet, die 
diese Aufgaben übernehmen soll; in der Praxis wird 
der Verantwortungs- und Aufgabentransfer jedoch 
mit wenig Nachdruck betrieben.
Das neue Kabinett Salva Kiir ist seit dem 21. Au-
gust 2011 im Amt und mit 29 Ministerien verschwen-
derisch groß. Die Zuständigkeitsbereiche etlicher 
Ministerien überschneiden sich.2 Das Parlament (le-
gislative assembly) wurde auf 382 Mitglieder aufge-
bläht. Hinzu kommen die pseudoföderalen Regie-
rungen in den zehn Bundesstaaten (SSNA 2011). 
Insgesamt gilt der politische Apparat als völlig 
2 So etwa das Ministerium für Verteidigung und Veteranen mit 
dem für nationale Sicherheit, das Ministerium für Straßen 
und Brücken mit dem für Transport oder das für allgemeine 
Bildung mit dem für höhere Bildung. Es gibt weitere Beispiele 
für diese Doppelungen (SSNA 2011).
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überdimensioniert und gleichzeitig ineffizient. Die 
Vergrößerung war jedoch politisch gewollt, um 
auch kleine ethnische Gruppen in die Regierung zu 
integrieren, was in der aktuellen Phase möglicher-
weise einen befriedenden Effekt hat. 
Sicherheitsproblem 1: Nordsudan
In den drei Gebieten nördlich der Grenze, deren Zu-
gehörigkeit zu Nord- oder Südsudan völkerrecht-
lich noch nicht geklärt ist, also den Regionen  Abyei, 
Südkordofan und Blue Nile, finden seit Mai 2011 
Kämpfe zwischen der nordsudanesischen Armee 
(Sudanese Armed Forces, SAF) und den dort an-
sässigen, mit dem Süden assoziierten bewaffneten 
Gruppen statt. Über blutige Massaker an der Zivil-
bevölkerung und großflächige Zerstörungen wurde 
aus jedem der drei Gebiete berichtet. 
Im Rahmen des CPA war für die Region Abyei 
eine Volksabstimmung zeitgleich mit der im Süd-
sudan vorgesehen, um den Bewohnern die Wahl 
zwischen der Zugehörigkeit zum Nord- oder zum 
Südsudan zu ermöglichen. Da keine Einigung da-
rüber erzielt wurde, ob die arabischstämmigen Mis-
seriya-Nomaden auch wahlberechtigt sind, wurde 
das Referendum bis heute nicht durchgeführt. Je-
doch wollen weder der Nord- noch der Südsudan 
die Region Abyei aufgeben. Die dort ansässigen 
Dinka Ngok drohten bereits im Oktober 2010, sich 
unilateral für eine Zugehörigkeit zum Süden zu 
entscheiden, worauf der Norden mit Krieg drohte. 
Im Mai 2011 eroberte die SAF, begleitet von Mis-
seriya-Milizen, Abyei und vertrieb Zehntausende 
Dinka Ngok. Ein ähnliches Vorgehen fand in den 
Nuba-Bergen von Südkordofan und in Blue Nile 
statt: die Bombardierung von Dörfern, der darauf 
folgende Einmarsch der SAF und die Vertreibung 
Tausender, die sich historisch mit dem Süden ver-
bunden fühlen.
Auch in den offiziell zum Nordsudan gehö-
renden Regionen Südkordofan und Blue Nile 
sollten die Zugehörigkeitspräferenzen der Bevöl-
kerung durch Volksbefragungen ermittelt wer-
den; die Ergebnisse dieser Befragungen waren je-
doch schon im CPA als für Khartum unverbind-
lich vorgesehen. Südkordofan und Blue Nile waren 
während des Bürgerkriegs Schauplätze heftigster 
Schlachten. Die Bevölkerung kämpfte an der Sei-
te der südsudanesischen SPLM/A, wobei ihren In-
teressen im CPA wenig Rechnung getragen wurde. 
Seitdem herrschte unter der Bevölkerung in Süd-
kordofan und Blue Nile die Angst, dass sie nach 
der Unabhängigkeit des Südens der Willkür von 
Khartum überlassen würden.
Allein ist der südsudanesische Staat in dieser 
Frage machtlos. Hier kann nur die internationa-
le Gemeinschaft beziehungsweise der Druck der 
Afrikanischen Union (AU), der regionalen Intergo-
vernmental Authority on Development (IGAD)3, 
der Europäischen Union und der Vereinigten Staa-
ten eine friedliche Konfliktlösung herbeiführen.
Sicherheitsproblem 2: Alte und neue Rebellen
Paradoxerweise hatte gerade die erste demokra-
tische Institution im Südsudan – die Wahlen im 
April 2010 – eine Inflation neuer bewaffneter Grup-
pen zur Folge. Besonders betroffen davon sind die 
erdölproduzierenden Bundesstaaten Unity, Jonglei 
und Upper Nile an der noch nicht vollständig de-
markierten Grenze zum Nordsudan. Verlässliche 
und genaue Informationen sind zwar nicht zugäng-
lich, schätzungsweise sind jedoch etwa zehn be-
waffnete Gruppen im Südsudan aktiv (SAS 2011). 
Mit den von der Regierung Salva Kiir angebote-
nen Generalamnestien und deren Aufrufen zu natio-
naler Einheit gehen die bewaffneten Gruppen tak-
tisch um. Dabei wird ein Muster erkennbar: Bewaff-
nete Gruppen warten auf attraktive Angebote sei-
tens der Regierung, um diese dann nach einer sorg-
fältigen Kosten-Nutzen-Analyse anzunehmen oder 
weiter abzuwarten. In diesem unglücklichen Spiel 
kommt es häufig zu Abspaltungen oder zur Bil-
dung neuer Allianzen, was ein grundsätzlich dy-
namisches und labiles Sicherheitsnetzwerk zur Fol-
ge hat. Die wahren Motive dieser Gruppen sind – 
trotz politischer Manifeste – nebulös. Deshalb ist ei-
ne grundsätzliche Unterscheidung zwischen poli-
tisch motivierten Rebellengruppen und kriminellen 
Banden schwer zu treffen.
Die Hälfte der bewaffneten Gruppen war bereits 
in die reguläre südsudanesische Armee integriert 
und hat sich erst in den letzten 18 Monaten wie-
der formiert. Bis auf eine besteht keine der Grup-
pen aus Dinka, sondern aus Angehörigen der Nuer 
(5), Murle (2) und Shiluk (1). Das scheint Anschul-
digungen zu bestätigen, die Politik der SPLM/A sei 
an den Interessen der Dinka orientiert. Auch wenn 
3 Die IGAD ist ein Zusammenschluss nordostafrikanischer 
Staaten zur regionalen Entwicklungskooperation. Die IGAD 
spielte für das Zustandekommen des Friedensabkommens 
zwischen dem Sudan und der SPLM/A eine wesentliche Rolle.
- 4 -GIGA Focus Afrika 7/2011
diese Gruppen unterschiedliche Profile haben, be-
ginnen mehrere von ihnen, sich unter Führung von 
George Athor in das South Sudan Democratic Move-
ment (SSDM) einzureihen. Im Manifest des SSDM 
wird die SPLM/A der Korruption, des Missmanage-
ments und der Marginalisierung der Opposition 
beschuldigt und ein Mehrparteiensystem als Ziel 
genannt (SSDM 2011: 10-14). Von manchen Beob-
achtern wird die Wiederauferstehung der Gruppe 
von George Athor allerdings auf dessen erfolglose 
Kandidatur bei den Governeurswahlen im Bundes-
staat Jonglei zurückgeführt (SAS 2011).
Im Süden und Westen, an den Grenzen zur De-
mokratischen Republik Kongo (DRK) und zur Zen-
tralafrikanischen Republik, treiben Gruppen der 
Lord’s Resistance Army (LRA) ihr Unwesen. Die 
ursprünglich aus Uganda stammenden Banditen 
sind bekannt für ihre grausamen Massaker an der 
Zivilbevölkerung. Weder eine gemeinsame Militär-
operation Ugandas und der DRK noch Friedens-
initiativen konnten den Anführer Joseph Kony zur 
Unterzeichnung eines Friedensabkommens bewe-
gen. Die südsudanesische Armee war in diesem 
Grenzgebiet weder willens noch fähig, für Sicher-
heit zu sorgen, weshalb sich bewaffnete Bürgermi-
lizen bildeten. 
Khartum wird unterstellt, nach dem Motto „der 
Feind meines Feindes ist mein Freund“ sowohl die 
LRA als auch bewaffnete Gruppen an der innersu-
danesischen Nord-Süd-Grenze militärisch zu un-
terstützen. 
Sicherheitsproblem 3: Viehraub und Banditen
Im mehrmonatigen Rhythmus kommt es zwischen 
südsudanesischen ethnischen Gruppen zu Überfäl-
len und Massakern. Zuletzt wurde im August 2011 
ein Überfall der Murle auf die Lou Nuer mit bis zu 
600 Toten und 40.000 gestohlenen Rindern gemel-
det (BBC 2011c); dem ging ein Überfall der Nuer 
auf die Murle im Frühjahr 2011 mit rund 300 To-
ten und 100.000 gestohlenen Rindern voraus. Diese 
wiederkehrenden Viehräubereien haben im Südsu-
dan Tradition. Für die meisten ethnischen Grup-
pen sind Rinder von grundlegender wirtschaft-
licher Bedeutung und zugleich ein wesentliches 
soziales Statussymbol. Mit der Verbreitung von 
Kleinwaffen – vor allem des AK-47 – stiegen die 
Opferzahlen bei den Viehraubzügen exponentiell. 
Die Regierungen und Polizeikräfte in den Bundes-
staaten sowie die UN-Mission (UNMISS) scheinen 
Abbildung 1: Nichtstaatliche bewaffnete Gruppen im Südsudan
Quellen: Eigene Beobachtungen 2008, 2010/11; SAS 2011; BBC News 2011a.
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der Bewaffnung der Zivilisten sowohl macht- als 
auch willenlos gegenüberzustehen. 
Sicherheitsproblem 4: Friedlose Generationen
Inter- und intra-ethnische Konflikte haben im Süd-
sudan Tradition. Zusätzlich hat der seit mehr als 
50 Jahren bestehende Konflikt zwischen Nord und 
Süd mit Gewalt, Massakern und Vertreibungen in 
manchen Gebieten Generationen heranwachsen las-
sen, die weder Frieden noch Stabilität kennen und 
Unsicherheit und Gewalt als Normalzustand anse-
hen. Kleinwaffen sind weit verbreitet und die Be-
waffnung ziviler Gruppen – sowohl durch die Re-
gierung in Khartum als auch durch die in Juba – hat 
früher bestehende traditionelle Konfliktlösungs-
mechanismen zerstört und durch die „AK-47-Kon-
fliktregulierung“ verdrängt. Friedliche Formen der 
Konfliktlösung müssen erst wieder erlernt werden.
Kaum existentes Straßennetz
Mit einer Fläche von mehr als 600.000 Quadratkilo-
metern ist der Südsudan fast doppelt so groß wie 
die Bundesrepublik Deutschland. Ein verlässliches 
Transport- und Straßennetz für den Personen- und 
Güterverkehr existiert vor allem in der Regenzeit 
nicht.4 Das Straßennetz zwischen den wichtigsten 
Städten Yei, Wau, Rumbek und Malakal besteht im 
besten Fall aus sogenannten „Allwetterstraßen“. 
Diese sind so konstruiert, dass es in einer mode-
raten Regenzeit nicht zur Schlammbildung kommt 
und leichte Lkw dann noch fahren können. Schwe-
re Lkw und Militärtransporte beschädigen die Stra-
ßen in der Regenzeit jedoch erheblich. Die mei-
sten Gegenden im Südsudan verfügen allerdings 
nicht über solche Straßen und die Fahrwege ver-
wandeln sich während der Regenzeit in unpassier-
bare Schlammpisten, die selbst von Allradfahrzeu-
gen nicht genutzt werden können. Der größte Teil 
der Bevölkerung lebt daher während der Regen-
zeit vollkommen abgeschnitten von der Außenwelt 
und hat kaum Zugang zu Waren, Hilfsgütern oder 
Medikamenten. 
Der Ausbau des Straßennetzes spielt jedoch 
nicht nur für die wirtschaftliche Entwicklung, die 
Mobilität und Erreichbarkeit der Bevölkerung eine 
4 Straßendichte (km/100 km²): Deutschland: 193, Nord- und 
Südsudan: 0,27.
große Rolle, sondern ist auch militärisch wichtig, 
um drohenden Aufständen an der Peripherie des 
Territoriums begegnen zu können. 
Kaum rudimentäres Gesundheitswesen
Bei bewaffneten Konflikten und Epidemien im Süd-
sudan werden Gesundheitsversorgung und Kata-
strophenhilfe in erster Linie durch ausländische 
NRO gewährleistet. Die größten sind das Internatio-
nale Komitee vom Roten Kreuz, Ärzte ohne Gren-
zen und Goal Irland. Das südsudanesische Gesund-
heitsministerium betreibt zwar Krankenhäuser und 
Gesundheitsposten, doch diese sind unzuverlässig, 
verfügen kaum über ausgebildetes Personal und 
oft fehlen Medikamente. Versuche, lokale Gesund-
heitsstrukturen zu unterstützen und mehr Verant-
wortung an sie abzugeben, hatten bislang beschei-
denen Erfolg.
Generell ist der Zugang zu grundlegender Ge-
sundheitsversorgung im Südsudan seit jeher kri-
tisch. Als aussagekräftiger Indikator für die Qualität 
des Gesundheitssystems gilt die Säuglingssterblich-
keit. Im Südsudan sterben durchschnittlich 10 Pro-
zent aller lebend geborenen Kinder vor ihrem ersten 
Geburtstag, in den Bundesstaaten Wes tern Equa-
toria und Warrap sogar 15 Prozent. Im Nordsudan 
liegt dieser Wert bei etwa 7 Prozent (SHHS 2006).5 
Todesursachen sind oft einfach zu behandelnde 
Krankheiten, wie Durchfall, Atem wegs infektionen, 
Malaria, Masern, und Unterernährung. Weil viele 
Südsudanesen sehr abgeschieden leben, sind Kran-
kenstationen und -häuser für sie vielfach nicht er-
reichbar. Manche NRO betreiben daher in entle-
genen Gegenden mobile Kliniken, um Patienten am-
bulant zu versorgen. 
Die hygienischen Bedingungen  im Südsudan 
sind desolat. Über verschmutztes Wasser werden 
zahlreiche Krankheiten übertragen, von Durchfall-
epidemien bis zu Cholera. Weniger als die Hälf-
te der Bevölkerung hat Zugang zu gesundheitlich 
unbedenklichem Trinkwasser aus geschlossenen 
Brunnen oder sicheren Quellen. Aufgrund ihres 
schwächeren Immunsystems sind vor allem Kin-
der und Frauen gefährdet. Der Staat unternimmt 
wenig zur Verbesserung der Situation im Gesund-
heitswesen. Vor allem die Ausbildung von medizi-
nischem Personal wäre ein wichtiger erster Schritt.
5 In Deutschland liegt dieser Wert bei 0,4 Prozent.
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Bildungsdefizite und die Rückkehr der Diaspora
Der Zugang zu Bildung ist ein zentrales Problem 
im Südsudan und wäre der wohl wichtigste He-
bel für die Entwicklung des Landes. Bildung ist 
ein wirksames Instrument zur Bekämpfung von 
Armut. Zugleich spielt sie auch für die Demokra-
tisierung eine wesentliche Rolle. Seit Jahrzehnten 
übernehmen NRO die tragende Rolle im Bildungs-
system und dennoch mangelt es an qualifiziertem 
Lehrpersonal; nur 7 Prozent der Lehrer sind formal 
qualifiziert. Etwa 98 Prozent der Bevölkerung ha-
ben die Grundschulausbildung nicht abgeschlos-
sen (Save the Children 2011).
Auch für die Politiker in der Bundesregierung 
und in den ländlichen Gebieten stellen mangelnde 
Bildung und Qualifikation Kernprobleme dar. Nur 
etwa die Hälfte der Beamten hat die Grundschulaus-
bildung abgeschlossen (Economist 2011) und ihre Er-
fahrungen sind in erster Linie militärischer Natur.
Die Rückkehr der oft besser ausgebildeten Emi-
granten könnte sich als hilfreich erweisen. Hun-
derttausende Südsudanesen sind während des Bür-
gerkriegs in den Nordsudan, nach Ägypten, Ke-
nia und Uganda geflüchtet. Mehrere Zehntausend 
Südsudanesen leben in Australien und den Verei-
nigten Staaten. Viele Emigranten konnten im Aus-
land von besseren Ausbildungssystemen profitie-
ren. Seit dem Friedensabkommen 2005 sind Hun-
derttausende in den Südsudan zurückgekehrt und 
im Falle eines positiven Integrationsklimas wür-
den viele folgen. Allerdings gibt es aufseiten der 
im Südsudan verbliebenen Bevölkerung Ressenti-
ments gegenüber den oft besser bezahlten Rück-
kehrern, vor allem, weil sie während des Unabhän-
gigkeitskriegs nicht vor Ort für ihr Land gekämpft 
haben (Economist 2011).
Ernährungssicherung
Laut Welternährungsprogramm sind 36 Prozent 
der Bevölkerung von Nahrungsmittelhilfe abhän-
gig. Ernährungsunsicherheit und Unterernährung 
sind verbreitet, obwohl große Teile des Südsu-
dan fruchtbar und für Ackerbau geeignet sind. Die 
Gründe hierfür sind mehrschichtig: 
• Die Landwirtschaft befindet sich auf einem sehr 
niedrigen technischen Niveau. Ochsen wer-
den zum Pflügen der Äcker benutzt, selbst ein-
fachste Bewässerungssysteme sind kaum ver-
breitet. 
• Versuche von NRO, der Bevölkerung effek-
tivere Methoden näherzubringen oder neue, 
gut wachsende Fruchtsorten (z.B. Bananen, To-
maten) einzuführen, waren mäßig erfolgreich. 
• Die anhaltenden gewaltsamen Konflikte, Unsi-
cherheit und Vertreibungen hemmen Produkti-
onsausweitung und Investitionen in der Land-
wirtschaft.
• Die lange Abhängigkeit von der Nahrungsmit-
telhilfe internationaler Organisationen ließ die 
Eigenverantwortung der Bevölkerung verküm-
mern. 
Wirtschaft: nichts als Erdöl
Mit der Unabhängigkeit des Südens verlor der Nor-
den 75 Prozent seiner Ölfelder und muss nun mit 
enormen Einkommenseinbußen zurechtkommen. 
Weil jedoch die einzige Pipeline von den südsu-
danesischen Ölfeldern durch den Nordsudan zum 
Hafen von Port Sudan verläuft, müssen sich beide 
Parteien auf ein Abkommen einigen, damit das Öl 
– und damit die Staatseinnahmen – weiter fließen 
kann. Alternative Pläne von Toyota, eine Pipeline 
zu einem kenianischen Hafen zu bauen – geplant 
war zunächst Mombasa, mittlerweile soll sie nach 
Lamu führen –, wurden erstmals im Frühjahr 2010 
öffentlich diskutiert. Die Fertigstellung würde aller-
dings etliche Jahre dauern und damit wäre dies nur 
eine mittelfristige Lösung. Trotz der Abhängigkeit 
beider Regierungen von den Erdöleinnahmen – der 
Süden zu 98, der Norden zu 30 Prozent – konnten 
sie sich bis heute nicht über die Nutzungsgebühren 
der nordsudanesischen Pipelines und Raffinerien 
einigen. Um die Uneinigkeit zu überwinden, wurde 
die AU um Schlichtung gebeten, bislang jedoch oh-
ne Ergebnis. Das zuständige südsudanesische Mi-
nisterium kündigte an, jede von der AU vorgeschla-
gene Gebühr zu akzeptieren (Sudan Votes 2011).
Als Ergebnis der Unabhängigkeit werden die 
jährlichen Erdöleinnahmen für Juba voraussicht-
lich von etwa 2,5 auf 6 Mrd. US-Dollar steigen (EIU 
2011). Die langfristige Entwicklung dieser Einnah-
men ist schwer einzuschätzen. Etliche der Ölfelder 
haben ihre maximale Fördermenge bereits über-
schritten und die Reserven scheinen geringer zu 
sein als erwartet (ICG 2011).
Die Erdölerlöse könnten ein Segen für den Süd-
sudan sein, der damit unter anderem die dringend 
benötigte Infrastruktur finanzieren könnte. Die Ge-
schichte vieler erdölabhängiger Staaten zeigt aber, 
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dass Erdöleinnahmen selten effektiv für die Ent-
wicklung des Landes eingesetzt werden. Vielmehr 
gehen damit vermehrt Korruption und Klientelpo-
litik einher und der politische und militärische Ap-
parat wird aufgebläht. Seit 2005 kann die südsu-
danesische Regierung eigenständig über die Erlö-
se aus der Erdölförderung verfügen. Über die Jah-
re zeigte sich allerdings, dass 70 Prozent der Haus-
haltsmittel in den Militärapparat flossen und nur 
der geringe Rest für Infrastruktur, Gesundheit, Bil-
dung und Soziales verwendet wurde (BBC 2011d). 
Für die Entwicklung des Landes werden jedoch In-
vestitionen in diese Bereiche entscheidend sein.
Geduld statt hoher Erwartungen
Es wird Jahrzehnte dauern, bis der Südsudan ein 
funktionierender Staat sein wird, der diesen Na-
men auch verdient. Es ist zu wenig Substanz vor-
handen, auf der aufgebaut werden könnte, keine 
Infrastruktur, keine Fachkräfte, fehlendes Know-
how und wenig Eigenverantwortung, außerdem 
zu hohe Militärausgaben und weitverbreitete Kor-
ruption. Die internationale Gemeinschaft hat viel 
Geld zur Verfügung gestellt und wird dies auch 
fortsetzen, um den Südsudan zu stabilisieren oder 
ihn zumindest vor dem Zerfall zu bewahren. Wie 
soll aber mit einer Situation umgegangen werden, 
in der die betroffene politische Elite und die Bevöl-
kerung bisher kaum Erfahrung mit einem moder-
nen Staat und demokratischer Herrschaft haben?
Es erscheint ratsam, die Erwartungen nicht zu 
hoch anzusetzen. Die internationale Gebergemein-
schaft und die Regionalmächte müssen darauf vor-
bereitet sein, dass der Südsudan noch über Jahr-
zehnte finanzielle und vor allem technische Unter-
stützung brauchen wird. Priorität haben dabei die 
Ausbildung von Personal für die staatlichen Institu-
tionen und das Bildungs- und Gesundheitswesen, 
der Straßenbau, der Aufbau der Zivilgesellschaft, 
die Modernisierung der Landwirtschaft, wirtschaft-
liche Diversifizierung sowie gute Regierungsfüh-
rung und Transparenz.
Sehr wahrscheinlich wird es nur sehr langsame 
Fortschritte geben; weitreichende Klientelstruk-
turen und mit ihnen Korruption werden sich noch 
lange halten. Genau deshalb soll und darf die inter-
nationale Gebergemeinschaft Transparenz für ihre 
Unterstützung verlangen. Denn es gibt kaum eine 
Alternative zur Unterstützung des Staatsaufbaus 
im Südsudan.
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